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SG/2021/158 [öffentlich] 
 
 

Betreff: 
56. Änderung des Flächennutzungsplanes "Brinkum - Westergaste" 
- Erörterung und Beschluss über Anregungen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung und der Beteiligung 
Träger öffentlicher Belange 

 
Federführung: Stabstelle Gemeindeentwicklung 
Verfasser: Jens Pollmann  
Aktenzeichen: GE/Po-612002-56-Änderung 
Datum: 16.11.2021 
 

Beratungsfolge  Datum Beschluss 

Ausschuss für Klimaschutz und Gemeinde-
entwicklung  

Beratung   

Samtgemeindeausschuss  Vorbereitung   

Samtgemeinderat Hesel  Entscheidung   

 
Beschlussvorschlag: 
Zu den während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) und zur 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB einge-
gangenen Anregungen und Bedenken werden die in der rechten Spalte (Abwägungsvorschläge) der 
Zusammenfassung vom 15.11.2021 dargestellten Abwägungsentscheidungen getroffen. 
 

1. Landkreis Leer vom 25.10.2021 
 
Die Samtgemeinde Hesel plant die 56. Änderung 
des Flächennutzungsplans, um die planungs- 
rechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung 
eines Gewerbegebietes südlich der Westergaste, 
nördlich des Dorfweges und östlich der Leeraner 
Straße (B 436) in der Gemeinde Brinkum zu 
schaffen. Die Aufstellung des B-Plans Nr. BR 02, 
durch den das Planungsziel weiter konkretisiert 
werden wird, durch die Gemeinde Brinkum er-
folgt im Parallelverfahren. 
 
Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch hat die Ge-
meinde bei der Aufstellung der Bauleitpläne die 
öffentlichen und privaten Belange gegeneinan-
der und untereinander gerecht abzuwägen. Zu 
der o. a. Bauleitplanung nehme ich daher - ohne 
dem von Ihnen vorzunehmenden Abwägungs-
prozess vorzugreifen - für die einzelnen von mir 
zu vertretenden Fachbereiche wie folgt Stellung: 

 

Aus raumordnungsrechtlicher und planungs-
rechtlicher Sicht bestehen gegen die vorgelegte 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Planung keine Bedenken. Meine im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten Hinweise 
und Anregungen wurden in die nun vorgelegten 
Planunterlagen aufgenommen. 
Auch aus naturschutzfachlicher, immissions-
schutzrechtlicher, wasserwirtschaftlicher sowie 
abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht beste-
hen gegen die vorgelegte Entwurfs-Planung kei-
ne Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
2. Landwirtschaftskammer Niedersachsen vom 14.10.2021 

 
Nach unserer Kenntnis befinden sich im näheren 
Umfeld des Plangebietes keine aktiven landwirt-
schaftlichen Betriebe. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

Allerdings grenzen landwirtschaftliche Nutzflä-
chen unmittelbar an das Plangebiet. Auf diese 
Flächen wird voraussichtlich mehrmals pro Jahr 
Wirtschaftsdünger (Gülle, Festmist, Jauche) aus-
gebracht; eine gewisse zeitweilige Geruchsbeläs-
tigung im Plangebiet ist daher grundsätzlich 
nicht auszuschließen. 
Weiterhin muss die ordnungsgemäße Bewirt-
schaftung und Erreichbarkeit der benachbarten 
landwirtschaftlichen Nutzflächen mit landwirt-
schaftlichen Maschinen und Gerätschaften auch 
gewährleistet bleiben. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Diese sind bereits inhaltlich Bestandteil der Be-
gründung. 

Für die Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
sind ausschließlich Kompensationsmaßnahmen 
von Interesse, die in einem unmittelbaren land-
wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, z. B. 
Extensivierung von bisher intensiv genutzten 
landwirtschaftlichen Flächen, so wie es hier in 
Ihrer Begründung teilweise geplant wird. U. E. ist 
eine geeignete Beweissicherung mit regelmäßi-
ger Berichtsführung (Monitoring) anzustreben. 
Wir bitten dieses für ein Gelingen der Kompen-
sation mit in Betracht zu ziehen. 

Der Hinweis wurde bereits beachtet. Im Um-
weltbericht wird in Kapitel 5. darauf hingewie-
sen, dass die im Zusammenhang mit der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. BR 02 “Wester-
gaste“ bzw. der 56. Änderung des Flächennut-
zungsplanes festgelegten Kompensationsmaß-
nahmen im Rahmen eines Monitorings zu den 
Kompensationsflächen der Gemeinde Brinkum 
regelmäßig kontrolliert werden. 

Im Übrigen bestehen aus landwirtschaftlicher 
Sicht keine Bedenken gegen das Planungsvorha-
ben. 

 

 
3. EWE Netz GmbH vom 23.09.2021 

 
Die Aufstellung oder Veränderung von Leitpla-
nungen kollidiert in der Regel nicht mit unserem 
Interesse an einer Bestandswahrung für unsere 
Leitungen und Anlagen. Sollte sich hieraus im 
nachgelagerten Prozess die Notwendigkeit einer 
Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Änderun-
gen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an 
anderem Ort (Versetzung) oder anderer Be-
triebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzli-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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chen Vorgaben, die anerkannten Regeln der 
Technik sowie die Planungsgrundsätze der EWE 
NETZ GmbH gelten. Gleiches gilt auch für die 
Neuherstellung, z.B. Bereitstellung eines Stati-
onsstellplatzes. Die Kosten der Anpassungen 
bzw. Betriebsarbeiten sind von dem Vorhaben-
träger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhaben-
träger und die EWE NETZ GmbH haben eine an-
derslautende Kostentragung vertraglich geregelt. 
 
Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Beden-
ken oder Anregungen vorzubringen. 
 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planun-
gen einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteili-
gen. 
 
Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt 
und verändern sich dabei. Dies kann im betref-
fenden Planbereich über die Laufzeit Ihres Ver-
fahrens/Vorhabens zu Veränderungen im zu be-
rücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand 
führen. Wir freuen uns Ihnen eine stets aktuelle 
Anlagenauskunft über unser modernes Verfah-
ren der Planauskunft zur Verfügung stellen zu 
können - damit es nicht zu Entscheidungen auf 
Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte 
informieren Sie sich deshalb gern jederzeit über 
die genaue Art und Lage unserer zu berücksichti-
genden Anlagen über unsere Internetseite: 
https://www.ewe- 
netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaen
e-abr Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen 
Ihren Ansprechpartner Claudia Vahl unter der 
folgen- den Rufnummer: 0441 4808-4808.ufen. 
 
 

4. GASCADE Gastransport GmbH vom 05.10.2021 
 
Wir antworten Ihnen zugleich auch im Namen 
und Auftrag der Anlagenbetreiber WINGAS 
GmbH, NEL Gastransport GmbH sowie OPAL 
Gastransport GmbH & Co. KG. 
 
Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf 
eine Beeinträchtigung unserer Anlagen teilen wir 
Ihnen mit, dass unsere Anlagen zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt nicht betroffen sind. Dies schließt 
die Anlagen der v. g. Betreiber mit ein. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

Bitte richten Sie Ihre Anfragen zu Leitungsaus-
künften zukünftig direkt an das kostenfreie BIL- 
Onlineportal unter: https://portal.bil-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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leitunqsauskunft.de. 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass sich 
Kabel und Leitungen anderer Betreiber in diesem 
Gebiet befinden können. Diese Betreiber sind 
gesondert von Ihnen zur Ermittlung der genauen 
Lage der Anlagen und eventuellen Auflagen an-
zufragen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
5. Gasunie Deutschland Transport Services GmbH vom 08.10.2021 

 
Nach eingehender Prüfung teilt die Gasunie 
Deutschland Transport Services GmbH mit, dass 
Erdgastransportleitungen, Kabel und Stationen 
der von Gasunie Deutschland vertretenen Un-
ternehmen von dem Planungsvorhaben nicht 
betroffen sind. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

Wichtiger Hinweis in eigener Sache: 
Bitte stellen Sie zukünftig an die Gasunie 
Deutschland Transport Services GmbH gerichte-
te Plananfragen möglichst nur noch über das 
webbasierte Auskunftsportal BIL ein 
-> www.bil-leitungsauskunft.de. 
 
BIL ist das erste bundesweite Informationssys-
tem zur Leitungsrecherche. Webbasiert und auf 
einem völlig digitalen Prozess erhalten Sie durch 
wenige Klicks für Sie kostenlos und transparent 
Informationen zu Leitungsverläufen von derzeit 
mehr als 55 Betreibern, die fast alle Fern- und 
Transportleitungen im gesamten Bundesgebiet 
vertreten. BIL wurde von der Gas-, Öl- und Che-
mieindustrie gegründet und verfolgt keine 
kommerziellen Interessen. Einzig und allein die 
Steigerung der Sicherheit der erdverlegten Anla-
gen ist das gemeinsam erklärte Ziel von BIL. Zur 
Information erhalten Sie im Anhang einen Flyer, 
aus dem Sie weitere Informationen zu BIL ent-
nehmen können. Helfen Sie uns das webbasierte 
Informationsangebot zu Leitungsverläufen wei-
ter zu verbessern, indem Sie das Portal nutzen 
und somit zu einer höheren Akzeptanz bei- tra-
gen, sodass sich zukünftig möglichst viele Betrei-
ber erdverlegter Anlagen durch BIL vertreten 
lassen. 
 
Ein Informationsblatt zur Datenschutz-
Grundverordnung finden Sie unter 
www.gasunie.de/downloads -> Filter Daten-
schutz. 
 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfü-
gung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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6. PLEdoc GmbH vom 27.09.2021 
 
Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und 
teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns verwaltete 
Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführ-
ten Eigentümer bzw. Betreiber von der geplan-
ten Maßnahme nicht betroffen werden: 
 
• Open Grid Europe GmbH, Essen 
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 
Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürnberg 
• Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 
• Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Essen 
• Nordrheinische Erdgastransportleitungs-
gesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund 
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH 
(TENP), Essen 
• GasLINE Telekommunikationsnetzgesell-
schaft deutscher Gasversorgungsunternehmen 
mbH & Co. KG, Straelen (hier Solotrassen in Zu-
ständigkeit der PLEdoc GmbH) 
 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Über-
sichtsplan markierte Bereich. Dort dargestellte 
Leitungsverläufe dienen nur zur groben Über-
sicht. 
 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des 
Projektbereichs bedarf immer einer erneuten 
Abstimmung mit uns. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
7. LGLN (Kampfmittelbeseitigungsdienst) vom 30.09.2021 

 
 
Sie haben das Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), 
Regionaldirektion Hameln-Hannover  Kampfmit-
telbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) 
beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen 
Sie bitte der zweiten Seite; diese Stellungnahme 
ergeht kostenfrei. 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine 
weitere Gefahrenerforschung empfohlen wird, 
mache ich darauf aufmerksam, dass die Gemein-
den als Behörden der Gefahrenabwehr auch für 
die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zu-
ständig sind. 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann 
eine historische Erkundung sein, bei der alliierte 

 
Die Gemeinde Brinkum hat eine historische Re-
cherche in Form der Befragung ortsansässiger 
Bevölkerung durchgeführt. Demnach gibt es kei-
ne Hinweise auf Bombenabwürfe oder Muniti-
onsreste aus der Zeit des 2. Weltkrieges im Plan-
gebiet. Vor diesem Hintergrund verzichtet die 
Gemeinde Brinkum auf die empfohlene Kampf-
mittelerkundung mittels Luftbildauswertung. 
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Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegsein-
wirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet 
werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht 
die Aufgabe, alliierte Luftbilder zu Zwecken der 
Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts 
kostenfrei auszuwerten. Die Luftbildauswertung 
ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umwel-
tinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 
2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskosten-
gesetz (NVwKostG) auch für Behörden kosten-
pflichtig. 
Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen 
beträgt derzeit beim KBD ca. 16 Wochen ab An-
tragstellung. Da diese Zeitspanne zwischen Ertei-
lung einer Baugenehmigung und dem Baubeginn 
erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, empfehlen 
wir den Kommunen eine rechtzeitige Antragstel-
lung. 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildaus-
wertung durchgeführt werden soll, bitte ich um 
entsprechende schriftliche Auftragserteilung 
unter Verwendung des Antragsformulars und der 
Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden 
Link abrufen können: 
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/ka
mpfmittelbeseiti-
gung/luftbildauswertung/kampfmittelbeseitigun
gsdienst-niedersachsen-163427.html 
 
Stellungnahme zum öffentlichen Belang: Kampf-
mittelbeseitigung 
Betreff: Dreibergen, 56. Änd. FNP "Brinkum - 
Westergaste" 
Antragsteller: Samtgemeinde Hesel 
Für  die  Planfläche  liegen  dem  Kampfmittelbe-
seitigungsdienst   Niedersachsen  die  folgenden 
Erkenntnisse vor (siehe beigefügte Kartenunter-
lage): Empfehlung: Luftbildauswertung 
 
Fläche A: 
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder 
wurden nicht vollständig ausgewertet. Luftbild-
auswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung 
durchgeführt. 
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchge-
führt. Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht 
auf Kampfmittel. 
 
In der vorstehenden Empfehlung sind die Er-
kenntnisse aus der Zeit vor der Einführung des 
Kampfmittelinformationssystems Niedersachsen 
(KISNi), dem 11.06.2018, nicht eingeflossen, da 
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sie nicht dem Qualitätsstand von KISNi entspre-
chen. Sie können natürlich trotzdem von den 
Kommunen in eigener Zuständigkeit berücksich-
tigt werden. 
 
Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer 
Stellungnahme, zur Arbeitserleichterung keine 
weiteren Schreiben in dieser Angelegenheit zu. 
Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer 
Stellungnahme, zur Arbeitserleichterung keine 
weiteren Schreiben in dieser Angelegenheit zu. 

Dem Wunsch, nicht weiter am Beteiligungsver-
fahren beteiligt zu werden, wird entsprochen. 

 
8. Bunde-Etzel-Pipelinegesellschaft mbH & Co. KG vom 23.09.2021 

 
Nach Prüfung Ihrer Planungsunterlagen vom 22. 
September 2021 teilen wir Ihnen mit, dass unse-
re Speicheranbindungsleitung (Bunde-Etzel) von 
dem Bauleitplanverfahren nicht betroffen ist. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
9. LGLN (Katasteramt Leer) vom 12.10.2021 

 
Zu dem Entwurf der o.g. Änderung des F-Planes 
wird wie folgt Stellung genommen: Gegen die 
Planungen bestehen keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
10. NLWKN vom 29.09.2021 

 
Stellungnahme des Gewässerkundlichen Lan-
desdienstes (GLD) 
gemäß § 29(3) NWG (RdErl. d. MU v. 06.03.2018 
- 23-62018 Nds. MBI. Nr. 10/2018): 
Gegen die oben genannte Planung bestehen 
keine Bedenken, da wesentliche Auswirkungen 
auf den Wasserhaushalt nicht erwartet werden, 
wenn folgende Punkte, wie bereits in unserer 
Stellungnahme vom 21.08.2020 erwähnt, beach-
tet werden: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

-   Die geplante Fläche liegt innerhalb des festge-
setzten Wasserschutzgebietes Zone III B des 
Wasserwerkes Leer-Heisfelde. Die WSG-VO ist zu 
beachten. 

Der Hinweis wurde bereits beachtet. 
 

Stellungnahme als TÖB: 
Anlagen und Gewässer des NLWKN (Bst. Aurich) 
im GB I (Landeseigene Gewässer) und GB III 
(GLD) sind durch die Planungen nicht nachteilig 
betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
11. Tennet TSO GmbH vom 24.09.2021 

 
Das im Betreff genannte Vorhaben berührt keine 
von uns wahrzunehmenden Belange. Es ist keine 
Planung von uns eingeleitet oder beabsichtigt. 
Zur Vermeidung von Verwaltungsaufwand bitten 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Dem Wunsch im weiteren Verfahren nicht 
mehr beteiligt zu werden, wird entsprochen. 
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wir Sie, uns an diesem Verfahren nicht weiter zu 
beteiligen. 
 

12. Gastransport Nord GmbH vom 27.09.2021 
 
Vielen Dank für die uns zur Verfügung gestellten 
Unterlagen. 
 
Nach unserer Prüfung befinden sich in diesem 
Bereich keine Erdgas Hochdruckleitung der Gas-
transport Nord GmbH. 
Weiterhin haben wir keine Anregungen und 
Bedenken. 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

Aufgrund der Nichtbetroffenheit bitten wir für 
dieses laufende Verfahren aus der Beteiligung 
genommen zu werden. 
 
Erfolgt die Nichtbetroffenheitsfestellung bereits 
bei der „frühzeitigen Ausschreibung Träger öf-
fentlicher Belange“ nach § 4 (1) oder § 13, bitten 
wir für weitere Anschreiben dieses Verfahrens, z. 
B. die „öffentliche Ausschreibung“ nach § 4 (2), 
aus der Beteiligung genommen zu werden. 

Dem Wunsch im weiteren Verfahren nicht mehr 
beteiligt zu werden, wird entsprochen. 

Bitte nutzen Sie zukünftig gerne unser Postfach 
Netzauskunft@gtg-nord.de für weitere Anfragen 
und informieren Sie Ihre Kollegen über die Mög-
lichkeit. 
Eine Eingangsbestätigung der GTG Nord zeigt 
Ihnen den Empfang an. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
13. Entwässerungsverband Oldersum/Ostfriesland vom 05.10.2021 

 
Seitens des Entwässerungsverbandes Oldersum / 
Ostfriesland werden keine weiteren Anregungen 
oder Bedenken zum Vorhaben vorgetragen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
14. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Emden vom 04.10.2021 

 
Bedenken gegen die F-Planänderung bestehen 
hinsichtlich der in diesem Verfahren zu vertre-
tenden Belange des Staatlichen Gewerbeauf-
sichtsamtes Emden nicht. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

Um Übersendung einer Nebenausfertigung der 
Planunterlagen nach Abschluss des Verfahrens 
wird gebeten. 

Dem Wunsch nach Übersendung einer Neben-
ausfertigung der Planunterlagen wird entspro-
chen. 

 
15. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr vom 

23.09.2021 
 
Durch die oben genannte und in den Unterlagen 
näher beschriebene Planung werden Belange 
der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beein-
trächtigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 



  

Beschlussvorlage: SG/2021/158 [öffentlich] Seite 9 von 12 
 

 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der 
Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange kei-
ne Einwände. 
 

16. Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung vom 25.10.2021 
 
Durch die vorgelegte Planung wird der Aufga-
benbereich des Bundesaufsichtsamtes für Flugsi-
cherung (BAF) als Träger öffentlicher Belange im 
Hinblick auf den Schutz ziviler Flugsicherungsein-
richtungen gemäß § 18a Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) nicht berührt. 
 
Es bestehen gegen den vorgelegten Planungs-
stand keine Einwände. 
 
Diese Beurteilung beruht auf den nach § 18a 
Abs. 1a, Satz 2 LuftVG angemeldeten Anlagen-
standorten und -schutzbereichen der Flugsiche-
rungsanlagen mit heutigem Stand (Oktober 
2021). 
 
Hinweise: 
Um dem gesetzlich geforderten Schutz der Flug-
sicherungseinrichtungen Rechnung zu tragen, 
melden die Flugsicherungsorganisationen gemäß 
§ 18a Abs. 1a, Satz 2 Luftverkehrsgesetz meiner 
Behörde diejenigen Bereiche um Flugsiche-
rungseinrichtungen, in denen  Störungen durch 
Bauwerke zu erwarten sind. Diese Bereiche wer-
den allgemein als "Anlagenschutzbereiche" be-
zeichnet. 
 
Die Dimensionierung der Anlagenschutzbereiche 
erfolgt gemäß § 18a Luftverkehrsgesetz durch 
die Flugsicherungsorganisation und orientiert 
sich an den Empfehlungen des ICAO EUR 
DOC015. Aufgrund von Vorbebauung oder be-
trieblicher Erfordernisse kann der angemeldete 
Schutzbereich im Einzelfall von dieser Empfeh-
lung abweichen. 
 
Meine Behörde stellt auf ihrer Webseite eine 
zweidimensionale Karte der Anlagenschutzberei-
che und eine 3D-Vorprüfungsanwendung bereit. 
Mit diesen kann jeder Interessierte prüfen, ob 
ein Bauwerk oder Gebiet im Anlagenschutzbe-
reich einer Flugsicherungseinrichtung liegt. Sie 
erreichen die Anwendungen über unsere Web-
seite unter www.baf.bund.de. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
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17. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) vom 27.10.2021 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen 
Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende 
Hinweise: 
 
Nachbergbau 
Nachbergbau Themengebiet Historische Berg-
rechtsgebiete 
Mit dem Inkrafttreten des Bundesberggesetzes 
am 01. Januar 1982 wurden die, durch die vielen 
historischen Herrschaftsgebiete definierten, 
Bergrechte vereinheitlicht. Unter Einhaltung 
bestimmter Voraussetzungen erlaubt das Bun-
desberggesetz die Aufrechterhaltung alter Rech-
te und Verträge aus diesen ehemaligen Berg-
rechten. Daher erfolgt in dieser Stellungnahme 
der Hinweis auf das historische Bergrechtsgebiet 
mit Angabe der Rechte, die in diesen Gebieten 
auftreten können. Diese Rechte sind in Grundei-
gentümerrechte oder nicht Grundeigentümer- 
rechte unterteilt. Die Grundeigentümerrechte 
sind entsprechend den für Grundstücke gelten-
den Vorschriften in Grundbüchern zu führen. 
Weitere Rechte und Verträge, bei denen es sich 
nicht um Grundeigentümerrechte handelt, sind, 
sofern vorhanden, in dieser Stellungnahme als 
auf- rechterhaltene Rechte nach §149 ff. Bun-
desberggesetz angegeben. 
 
Historisches Bergrechtsgebiete 
Preußisches Allgemeines Berggesetz, Königreich 
Hannover: 
Das Verfahrensgebiet liegt nach den hier vorlie-
genden Unterlagen im Gebiet des ehemaligen 
Königreichs Hannover. In diesem Gebiet können 
Grundeigentümerrechte wie Erdölaltverträge, 
Erdgasverträge und Salzabbaugerechtigkeiten 
vorliegen. 
Die Grundeigentümerrechte auf Salz (Salzabbau-
gerechtigkeiten) werden von den Amtsgerichten 
(Grundbuchämtern) im Grundbuch oder im Salz-
grundbuch geführt. Die für das Verfahrens- ge-
biet möglicherweise notwendigen Angaben sind 
bei den zuständigen Amtsgerichten zu erfragen. 
 
Nachbergbau Themengebiet Alte Rechte 
Die laut unseren Unterlagen in dem Verfahrens-
gebiet liegenden aufrechterhaltenen Rechte 
(§149 ff. Bundesberggesetz) sind in dieser Stel-
lungnahme unten folgend aufgeführt. Die Geo-
metrien können bei Bedarf digital zur Verfügung 
gestellt werden. Bei Fragen zu diesen Daten und  

Die bergbaurechtlichen Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Gemäß der in der Stellung- 
nahme des LBEG für das Plangebiet genannten 
Grundeigentümerrechte der Wintershall DEA 
Deutschland GmbH, wurde die Wintershall DEA 
Deutschland GmbH mehrfach von der Samtge-
meinde Hesel angeschrieben, mit der Bitte, eine 
Stellungnahme zu den Planungen abzugeben. 
Alle Anfragen blieben unbeantwortet. 
 
Im Ergebnis wird daher davon ausgegangen, 
dass keine konkreten Pläne zur Gewinnung von 
Erdöl im Plangebiet vorliegen, die der Bauleit-
planung entgegenstehen. Die Begründung zur 
56. Flächennutzungsplanänderung wird inhalt-
lich um die bergbaurechtlichen Informationen 
ergänzt. 
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auch  zur  Anforderung  der  Geometrien  wen-
den  Sie  sich  bitte  direkt  an  markscheide- 
rei@lbeg.niedersachsen.de. 
 
Berechtigungsart   Berechtigungsname   Rechts-
inhaber Gemarkung 
Erdölaltverträge       E 0126 Meppen Winters-
hall DEA Deutschland GmbH   Brinkum 
 
Wir bitten Sie, das genannte Unternehmen, die 
Wintershall DEA Deutschland GmbH, Schülinger 
Straße 21, 27299 Langwedel, am Verfahren zu 
beteiligen. 
 
Nachbergbau Themengebiet Bergbauberechti-
gungen 
Den aktuellen Stand zu vorhandenen Bergbau-
berechtigungen und weitere Themen können Sie 
dem NIBIS Kartenserver entnehmen: NIBIS Kar-
tenserver. 
 
Nachbergbau Themengebiet Grubenumrisse 
Altbergbau 
Laut den hier vorliegenden Unterlagen liegt das 
genannte Verfahrensgebiet nicht im Bereich von 
historischem Bergbau. 
 
Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaß-
nahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise 
und Informationen zu den Baugrundverhältnis-
sen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die 
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundver-
hältnissen ersetzen keine geotechnische Erkun-
dung und Untersuchung des Baugrundes bzw. 
einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie 
die Erstellung des geotechnischen Berichts soll-
ten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbin-
dung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen 
Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder 
Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, 
mögliche Konflikte gegenüber den raumplaneri-
schen Belangen etc. ableiten und vorausschau-
end berücksichtigen zu können. Die Stellung- 
nahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnis-
standes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage 
ist weder als parzellenscharf zu interpretieren 
noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. 
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Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach 
weiteren Rechtsvorschriften und Normen erfor-
derliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilli-
gungen oder objektbezogene Untersuchungen. 
  

18. ExxonMobil Production Deutschland GmbH vom 24.09.2021 
 
Wir schreiben Ihnen im Auftrage der BEB Erdgas 
und Erdöl GmbH, der Mobil Erdgas-Erdöl GmbH 
(MEEG) und der Norddeutschen Erdgas-
Aufbereitungs-Gesellschaft mbH (NEAG) und 
danken für die Beteiligung in o.g. Angelegenheit. 
Wir möchten Ihnen mitteilen, daß Anlagen oder 
Leitungen der oben genannten Gesellschaften 
von dem angefragten Vorhaben nicht betroffen 
sind. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
 
Sachverhalt: 
Die Gemeinde Brinkum beabsichtigt östlich der Leeraner Straße (B 436) und südlich der Straße „Wes-
tergaste“ Flächen für eine gewerbliche Nutzung zu entwickeln. Das Plangebiet weist eine Größe von 
ca. 1,5 ha auf. Die geplante Gewerbegebietsnutzung lässt sich an dem Standort derzeit nicht realisie-
ren, da es sich um einen, aus planungsrechtlicher Sicht, so genannten Außenbereich gemäß § 35 
BauGB handelt. Um das Vorhaben zu ermöglichen, möchte die Gemeinde Brinkum einen Bebauungs-
plan aufstellen und die Samtgemeinde Hesel im Parallelverfahren gemäß § 8 (3) BauGB den Flächen-
nutzungsplan ändern. 
 
Nach Durchführung der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, gem. § 
4 Abs. 2 BauGB, und Öffentlichkeitsbeteiligung, gem. § 3 Abs. 2 BauGB, ist nun über die Abwägungen 
zu entscheiden. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen auf den 
Haushalt: 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen keine Auswirkungen auf den 
Haushalt. 
 

 
Uwe Themann 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Anlagenverzeichnis: 

1. Zusammenfassung der Abwägungsvorschläge vom 15.11.2021 zu den während der Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) und zur Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen An-
regungen und Bedenken  
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